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Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern

Der Ingress soll lauten:
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 131 bis 134 der Verfassung des Kantons 
Solothurn (KV) vom 8. Juni 19861), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 22. Dezember 2009 (RRB Nr. 2009/2471), beschliesst:

Die Fussnote zum Einleitungssatz nach Ziffer I. soll lauten:
Das Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern vom 1. Dezember 1985  2  )   wird wie folgt 
geändert:

§ 8 Absatz 5 soll lauten:
5 Die aufgrund von Artikel 2 Absatz 2 des Gaststaatgesetzes (GSG) vom 22. Juni 20073) 
gewährten steuerlichen Vorrechte bleiben vorbehalten.

§ 24 Absatz 3 Buchstabe b soll lauten:
b) Überführung von Grundstücken des Anlagevermögens aus dem Geschäftsvermögen in das 

Privatvermögen, wenn die steuerpflichtige Person dies beantragt. In diesem Fall gelten die 
Anlagekosten  als  neuer  massgebender  Einkommenssteuerwert,  und  die  Besteuerung  der 
übrigen stillen Reserven als  Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit  wird bis  zur 
Veräus-serung (Wort am Zeilenende richtig trennen) der Liegenschaft aufgeschoben.

§ 39 Absatz 3 Satz 1 soll lauten:
3 Bei Liegenschaften können die Unterhaltskosten, eingeschlossen die Kosten der Instandstellung 
von neu erworbenen Liegenschaften, die Versicherungsprämien und die Kosten der Verwaltung 
abgezogen werden, ferner die Kosten für Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen an 
bestehenden Bauten gemäss Regelung durch das Eidgenössische Finanzdepartement. (...)

§ 41 Absatz 1 Buchstabe a soll lauten:
b) die  privaten  Schuldzinsen  im  Umfang  der  nach  den  §§ 26  bis  27  steuerbaren 

Vermögenserträge und weiterer 50'000 Franken; davon ausgenommen sind die Schuldzinsen 
für  Darlehen,  die  eine Kapitalgesellschaft  einer  an ihrem Kapital  massgeblich  beteiligten 
oder ihr sonst nahestehenden natürlichen Person zu Bedingungen gewährt, die erheblich 
von den im Geschäftsverkehr unter Dritten üblichen Bedingungen abweichen;

1) BGS 111.1.
2) GS 90, 185 (BGS 614.11).
3) SR 192.12.



 

§ 90 Absatz 1 Buchstabe k soll lauten:
c) die ausländischen  Staaten  für  ihre  solothurnischen,  ausschliesslich  dem  unmittelbaren 

Gebrauch der diplomatischen und konsularischen Vertretungen bestimmten Liegenschaften 
sowie  die  von  der  Steuerpflicht  befreiten  institutionellen  Begünstigten  nach  Artikel 2 
Absatz 1  des  Gaststaatgesetzes  (GSG) vom  22. Juni  20071)  für  die  Liegenschaften,  die 
Eigentum der institutionellen Begünstigten sind und die von deren Dienststellen benützt 
werden;

Änderung zu § 145 soll lauten:
§ 145 Absatz 1 der Einleitungssatz lautet neu und als Buchstabe e wird angefügt.

§ 172 Absatz 2  bis   soll lauten:  
2bis Wenn bei Einleitung eines Nachsteuerverfahrens ein Strafverfahren wegen 
Steuerhinterziehung weder eingeleitet wird, noch hängig ist, noch von vornherein 
ausgeschlossen werden kann, wird der Steuerpflichtige auf die Möglichkeit der späteren 
Einleitung eines solchen Strafverfahrens aufmerksam gemacht.

Änderung zu § 181 soll lauten:
§ 181. Als Absatz 4 wird angefügt:

§ 193  bis   Absatz 2 Buchstabe b soll lauten:  
b) nach  einer Umwandlung  nach  den  Artikeln  53–68  des  Fusionsgesetzes  (FusG) vom 

3. Oktober 20032) durch die neue juristische Person für die vor der Umwandlung begangenen 
Steuerhinterziehungen,

Änderung zu § 218 soll lauten:
§ 217. Als Absatz 2 wird angefügt:
2 Die Nachlasstaxe wird ferner erhoben auf Kapitalleistungen aus Versicherungen, die zufolge 
Todes fällig werden und nicht als Einkommen steuerbar sind.

§ 258 Absatz 2 soll lauten:
2     B  ussen wegen vollendeter und versuchter Hinterziehung von Gemeindesteuern betragen bei 
der Bürgergemeinde und der Kirchgemeinde 20 %, bei der Einwohnergemeinde 100 % der 
Bussen des Staates.

Ziffer II. soll lauten:
Diese Teilrevision tritt, mit Ausnahme von § 145 Absatz 1 Buchstabe e, am 1. Januar 2011 in 
Kraft. Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten von § 145 Absatz 1 Buchstabe e.

Im Übrigen Zustimmung zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats und Zustimmung zum 
Änderungsantrag der Finanzkommission.
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